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Antrag 

der Abgeordneten Ulrich Adam, Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Hans-Dirk Bieriing, Kiaus 
Brähmig, Rudolf Braun (Auerbach), Monika Brudiewsky, Hartmut Büttner (Schöne- 
beck), Dankward Buwitt, Woifgang Dehnei, Woifgang Engeimann, Rainer Eppelmann, 
Jochen Feiicke, Uif Fink, Wiima Giücklich, Manfred Grund, Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf), Manfred Heise, Susanne Jaffke, Georg Janovsky, Uirich 
Junghanns, Dr. Harald Kahl, Dr. Bernd Klaußner, Ulrich Kiinkert, Hans-Ulrich Köhler 
(Hainspitz), Manfred Kosiowski, Woifgang Krause (Dessau), Arnulf Kriedner, Dr. Ing. 
Paul Krüger, Reiner Krziskewitz, Werner Kuhn, Peter Letzgus, Heinrich Lummer, Dr. 
Michael Luther, Dr. Dietrich Mahlo, Günter Marten, Rudoif Meini, Dr. Angeia Merkel, 
Johannes Nitsch, Norbert Otto (Erfurt), Dr. Gerhard Päselt, Ulrich Petzold, Angelika 
Pfeiffer, Dr. Gero Pfennig, Dr. Hermann Pohier, Roif Rau, Christa Reichard (Dresden), 
Dr. Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke), Hans-Otto Schmiedeberg, Dr. Rupert Schoiz, 
Diethard Schütze (Berlin), Gerhard Schuiz (Leipzig), Frederick Schulze, Clemens 
Schwalbe, Johannes Seile, Michael Stübgen, Gottfried Tröger, Michaei Wonneberger 


Noveliierung des Rentenüberieitungsgesetzes/Anspruchs- und Anwartschaftsüber- 
führungsgesetzes (RÜG/AAÜG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird auf gef ordert, umgehend einen Gesetz- 
entwurf zur Änderung des RÜG/AAÜG mit den folgenden Eck- 
punkten vorzulegen, um sicherzustellen, daß ein entsprechendes 
Gesetz ab dem 1. Januar 1996 in Kraft treten kann: 

1 . Grundsätzlich entfallen künftig die besonderen Begrenzungen 
des anrechenbaren Einkommens bei der Rentenberechnung 
von Ansprüchen aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen. 

2. Für Mitarbeiter der Staatssicherheit und solche zusatz- oder 
sonderversorgten Personen, welche aufgrund der Wahrneh- 
mung eigener politischer Verantwortung ein überhöhtes Ein- 
kommen bezogen, wird an dem Grundsatz festgehalten, daß 
diese überhöhten Einkommen nicht die Berechnungsgrundla- 
ge für überdurchschnittliche Rentenansprüche sein dürfen. 

Um den genannten Personenkreis mit den übrigen Renten- 
empfängern gleichzustellen, werden bei der Rentenberech- 
nung dieses Personenkreises die Tabellenwerte des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI, Anlage 14), hochgerechnet 
auf volle 6/6 Werte, zugrunde gelegt. 

Dabei werden jeweils die Tabellen des Wirtschaftsbereiches 
mit den für das jeweilige Jahr niedrigsten Durchschnittsver- 
diensten angewandt. 
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3. Von einer solchen privilegierten Gehaltsposition ist in Funk- 
tionen vom Abteilungsleiter im zentralen Staatsapparat (ent- 
sprechend der Gehaltsstufe E 3) an aufwärts, auszugehen, so- 
wie bei Personen mit entsprechend hohem Einkommen in den 
Versorgungssystemen für 

- Generaldirektoren der zentral geleiteten Kombinaten, 

- „verdienstvolle Vorsitzende von Produktionsgenossen- 
schaften", 

- hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparats, 

- hauptamtliche Mitarbeiter gesellschaftlicher Organisatio- 
nen, 

- hauptamtliche Mitarbeiter der Gewerkschaft FDGB, 

“ hauptamtliche Mitarbeiter der LDPD, 

- hauptamtliche Mitarbeiter der CDU, 

- hauptamtliche Mitarbeiter der DBD, 

- hauptamtliche Mitarbeiter der NDPD, 

- hauptamtliche Mitarbeiter der SED, 

- Angehörige des Sonderversorgungssystems der Nationalen 
Volksarmee, 

- Angehörige des Sonderversorgungssystems der Deutschen 
Volkspolizei, 

- Angehörige des Sonderversorgungssystems der Zollver- 
waltung 

oder bei Ausübung der in § 6 Abs. 3 AAÜG genannten Funk- 
tionen (Betriebsdirektor, Fachdirektor eines Kombinats auf Lei- 
tungsebene, Kaderleiter, Sicherheitsbeauftragter, hauptamth- 
cher Parteisekretär, hauptamtlicher Professor oder Dozent in 
einer Bildungseinrichtung einer Partei, des Ministeriums des 
Innern oder einer Massenorganisation, Richter oder Staatsan- 
walt in hauptamtlicher Wahlfunktion oder hauptamtlicher Be- 
rufsfunktion oberhalb der Kreisebene). 

4. Eine Rentenberechnung unter Zugrundelegung der genann- 
ten Tabellenwerte erfolgt nur für den Zeitraum, in welchem die 
genannte Funktion tatsächlich ausgeübt wurde. 

5. Die Annahme einer politisch verantwortlichen Funktion und 
eines damit verbundenen überhöhten Gehaltes entfällt, wenn 
eine Tätigkeit überwiegend wissenschafthchen, technischen, 
medizinischen oder künstlerischen Charakter hatte und nicht 
unmittelbar beim Ministerrat, in einem Ministerium oder in ei- 
ner entsprechenden obersten Dienststelle ausgeübt wurde. 

6. Eine Zuordnung von Tabellenwerten entfällt auch für die Zeit 
der Wahrnehmung einer ehrenamtlichen Wahlfunktion. 

7. Es werden Regelungen über einen Ausgleich von Dienstbe- 
schädigungen im Beitrittsgebiet geschaffen. 
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8. Die Vertrauensschutzregelungen für ehemals zusatz- und son- 
derversorgte Personen werden bis Ende 1996 verlängert. 

9. Die mit der Neuregelung verbundenen Leistungen wirken erst 
ab Verkündung. 

Bonn, den 6. Oktober 1995 ' 


Ulrich Adam 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Hans-Dirk Bierling 
Klaus Brähmig 
Rudolf Braun (Auerbach) 
Monika Brudlewsky 
Hartmut Büttner (Schönebeck) 
Dankward Buwitt 
Wolfgang Dehnel 
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Jochen Feilcke 
Ulf Fink 

Wilma Glücklich 
Manfred Grund 
Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 

Manfred Heise 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Ulrich Junghanns 
Dr. Harald Kahl 
Dr. Bernd Klaußner 
Ulrich Klinkert 

Hans-Ulrich Köhler (Hainspitz) 
Manfred Koslowski 
Wolfgang Krause (Dessau) 
Arnulf Kriedner 
Dr. Ing. Paul Krüger 


Reiner Krziskewitz 
Werner Kuhn 
Peter Letzgus 
Heinrich Lummer 
Dr. Michael Luther 
Dr. Dietrich Mahlo 
Günter Marten 
Rudolf Meinl 
Dr. Angela Merkel 
Johannes Nitsch 
Norbert Otto (Erfurt) 

Dr. Gerhard Päselt 
Ulrich Petzold 
Angelika Pfeiffer 
Dr. Gero Pfennig 
Dr. Hermann Pohler 
Rolf Rau 

Christa Reichard (Dresden) 

Dr. Ing. Joachim Schmidt (Halsbrücke) 
Hans-Otto Schmiedeberg 
Dr. Rupert Scholz 
Diethard Schütze (Berlin) 

Gerhard Schulz (Leipzig) 

Frederick Schulze 
Clemens Schwalbe 
Johannes Seile 
Michael Stübgen 
Gottfried Tröger 
Michael Wonneberger 


Begründung 

Durch das Rentenüberleitungsgesetz vom 25. Juli 1991 in der Form 
des Rentenüberleitungs-Ergänzungsgesetzes vom 24. Juni 1993 
konnte den meisten Rentnerinnen und Rentnern in den neuen 
Bundesländern eine erhebliche Erhöhung und ein schnelles 
Wachstum ihrer Altersversorgung gesichert werden. Die Rentne- 
rinnen und Rentner gehören damit zu den größten Gewinnern der 
deutschen Einheit. 

Im Zuge der Ausführung der geltenden Rechtsvorschriften und der 
weiteren Angleichung der Lebensverhältnisse in den neuen und 
den alten Bundesländern sind jedoch im Bereich der ehemaligen 
Angehörigen von Sonder- und Zusatzversorgungssystemen der 
DDR Änderungen notwendig geworden. 
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Von der Rechtsprechung und, wie die öffentliche Anhörung im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung am 21. Juni 1995 gezeigt 
hat, von den führenden deutschen Rentenexperten wird der Ge- 
staltungsspielraum des Gesetzgebers in der Frage der Renten- 
überleitung fünf Jahre nach der Währungs- und Sozialunion als 
zunehmend enger werdend angesehen. 

Zur abschließenden und dauerhaften Regelung der Rentenüber- 
leitung sind daher im Bereich der ehemals Zusatz- und Sonder- 
versorgten Änderungen unumgänglich geworden. 

1. Bei allen Personen mit Ansprüchen oder Anwartschaften aus 
Zusatz- oder Sonderversorgungssystemen der ehemaligen 
DDR, die nicht in einer mit einem überhöhten Gehalt verbun- 
denen politisch verantwortlichen Stellung oder als Mitarbeiter 
der Staatssicherheit tätig waren, soll das bezogene Einkommen 
bei der Rentenberechnung in voller Höhe berücksichtigt wer- 
den, soweit es in der Rentenversicherung versicherbar ist. 

2. Es bleibt dabei, daß an Spitzenfunktionäre in Staat, Gesell- 
schaft oder Wirtschaft der ehemaligen DDR keine Höchstren- 
ten gezahlt werden. Dies ist ein Gebot ausgleichender 
Gerechtigkeit gegenüber den Opfern und Benachteiligten des 
politischen Systems der ehemaligen DDR und den übrigen 
Rentenempfängern in den neuen Bundesländern, denen ein 
höherer Rentenanspruch dieses Personenkreises bei gleicher 
Qualifikation und vergleichbarer Rentenbiographie nicht zu 
vermitteln wäre. 

Die Notwendigkeit der Hochrechnung der Tabellenwerte auf 
die volle Höhe ergibt sich aus dem Faktum, daß die Tabellen- 
werte für den genannten Personenkreis nunmehr auch bei 
nachgewiesenen und nicht bloß glaubhaft gemachten Ein- 
kommen zur Anwendung kommt. 

3. Von den insgesamt rd. 440 000 Renten (Bestand zum 31, De- 
zember 1991 und Zugang 1992 bis 1995), die an ehemalige 
Angehörige von Zusatz- und Sonderversorgungssystemen 
gezahlt werden, dürften nur etwa 25 000 an Personen in privi- 
legierten Stellungen der zuvor genannten Art gezahlt werden. 
Die bisherigen Einkommensbegrenzungen gelten dem- 
gegenüber für etwa 95 000 Renten. Hierdurch wird die 
Akzeptanz der Neuregelungen bei den bisher von Begren- 
zungsregelungen Betroffenen sichergestellt. Da an die für die 
Zustände in der ehemaligen DDR verantwortlichen oder mit- 
verantwortlichen Personen auch künftig von der Allgemein- 
heit finanzierte Höchstrenten nicht gezahlt werden, dürften die 
Neuregelungen auch für diejenigen akzeptabel sein, die in der 
ehemaligen DDR keine Karriere machen konnten oder wollten 
und deshalb auch häufig nicht über Durchschnittsrenten hin- 
aus kommen. 

4. Es entspricht dem Prinzip der Gerechtigkeit, Begrenzungen 
nur noch für die tatsächlichen Pflichtbeitragszeiten vorzuneh- 
men, in denen eine der oben beschriebenen Tätigkeiten aus- 
geführt wurde. 
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5. Die Entscheidung über eine Ausnahme bei Tätigkeiten mit 
überwiegend wissenschaftlichen, technischen, medizinischen 
oder künstlerischen Charakter trifft auf Antrag des Berechtig- 
ten die zuständige Rehabilitierungsbehörde des jeweiligen 
Landes. Stellt sie einen derartigen Sachverhalt fest, werden bei 
der Rentenberechnung nicht die Tabellenwerte, sondern das 
bezogene Einkommen zugrunde gelegt. Damit wird zugleich 
eine Möglichkeit geschaffen, individuellen Härten zu begeg- 
nen. Durch Vorgabe der Kriterien für die Annahme eines Här- 
tefalls wird eine einheitliche Entscheidungsfindung durch die 
Rehabilitierungsbehörden gewährleistet . 

6. Die Ungleichbehandlung bei Inhabern einer ehrenamtlichen 
Wahlfunktion in der ehemaligen DDR, die davon abhängt, ob 
diese während der Zeit der Ausübung auch einem Zusatz- oder 
Sonderversorgungssystem angehört hatten und über zu be- 
grenzendes Einkommen verfügten, wird aufgegeben. Für die 
Zeit der Wahrnehmung einer solchen Funktion werden nicht 
Tabellenwerte zugeordnet, sondern das bezogene Einkommen 
zugrunde gelegt. 

7. Die sich nach geltendem Recht dadurch ergebenden Härten, 
daß Dienstbeschäftigungsteilrenten neben Altersrenten oder 
Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nicht geleistet 
werden können, werden beseitigt. Da eine Überführung die- 
ser Leistungen in das Recht der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung zu einer nicht zu rechtfertigenden Besserstellung dieses 
Personenkreises gegenüber Soldaten, Polizisten und Beamten 
in den alten Bundesländern führen würde, soll eine eigen- 
ständige Leistung zum Ausgleich von Dienstbeschäftigungen 
geschaffen werden. Die Ausgestaltung soll sich an das Unfall- 
fürsorgerecht im Beamten- oder Soldatenrecht anlehnen. 

8. Die unterschiedliche Befristung der Vertrauensschutzrege- 
lungen für rentennahe Jahrgänge je nachdem, ob es sich um 
Berechtigte handelt, die früher einem Zusatz- oder Sonderver- 
sorgungssystem angehört haben oder nicht, wird vereinheit- 
licht. Auch für ehemals zusatz- oder sonderversorgte Personen 
soll ein Vertrauensschutz bei Rentenbeginn bis Ende 1996 auf 
die Leistung bestehen, die sich bei Anwendung der zuletzt vor 
der Überführung im Dezember 1991 geltenden Regelungen 
des Rechts der ehemaligen DDR ergeben. Hierdurch wird es 
auch ermöglicht, daß Personen, die bisher eine auf die Alters- 
rente hinführende, nicht in die Rentenversicherung überführ- 
te Leistung erhalten, in der Höhe ihrer sozialen Sicherung nicht 
absinken und auch Personen, bei denen die Anwendung der 
Tabellenwerte zu einem niedrigeren dynamischen Rentenan- 
spruch als die sich nach DDR-Recht ergebende Leistung führt, 
diese Leistung so lange erhalten, bis die dynamische Rente die- 
sen Betrag erreicht. 

9. Die Neuregelungen sollen nicht rückwirkend erfolgen, da für 
sie sozialpolitische Erwägungen und nicht verfassungsrechtli- 
che Handlungszwänge maßgeblich sind; denn die Regelungen 
des geltenden Rechts sind verfassungsgemäß. Die sich aus dem 
Wegfall der besonderen Begrenzungen ergebenden höheren 
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Renten sind somit vom Zeitpunkt des Inkrafttretens der Neu- 
regelung an zu zahlen. Damit hält sich auch der finanzielle 
Mehraufwand aus den Neuregelungen in vertretbaren Gren- 
zen. Ab 1996 ergeben sich jährliche Mehraufwendungen von 
rd. 169 Mio. DM, wobei auf den Bund rd. ein Drittel und auf die 
neuen Bundesländer rd. zwei Drittel entfallen. 
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